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Satzungsbescheinigung 

für die  

SPORTTOTAL AG mit dem Sitz in Köln 

 

Gem. § 181 AktG bescheinige ich hiermit, dass die geänderten Bestimmungen 

der beigefügten Satzung mit dem Beschluss über die Satzungsänderung in der 

Hauptversammlung, festgehalten in Form der Niederschrift, meine Urkunde UR-

Nr. 695 / 2019 vom 16. Mai 2019 und die unveränderten Bestimmungen mit 

dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Sat-

zung übereinstimmen.  

 

Demnach hat die Satzung den in der Anlage aufgeführten Wortlaut. 

 

Die Anlage ist wesentlicher Bestandteil dieser Bescheinigung. 

 

Adenau, den 16. Mai 2019 

 

(L.S. Notar)   gez.: Böhle 

 

Dr. Jens Böhle 

Notar 



- 2 - 

 

 

 

Satzung  

 

der 

 

SPORTTOTAL AG 

mit dem Sitz in Köln 
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I. 
Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

(1)  Die Firma der Gesellschaft lautet: 

 

     SPORTTOTAL AG 

         – „Gesellschaft“–.   

(2) Sitz der Gesellschaft ist Köln. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 

Unternehmensgegenstand 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Leitung einer Gruppe von Unternehmen, 

die auf den Gebieten Sport, Medien, Kommunikation und Datenservice tätig sind 

und sich insbesondere mit der Produktion, Verbreitung und dem Vertrieb von 

Medien aller Art, der Datenverarbeitung für Dritte, der Herstellung von Video- und 

Fernsehproduktionen aller Art, dem Verleih und der Vermietung von Zubehör zur 

Herstellung von Fernsehproduktionen, von aktuellen Berichterstattungen und der 

Produktion von Fernsehveranstaltungen, der Planung, Realisierung und dem Be-

trieb medientechnischer Einrichtungen für Sport- und sonstige Veranstaltungs-

stätten, dem Sport- und Sportmarketing, dem Einkauf und Handel sowie der Ent-

wicklung und Vermarktung von Rechten, dem Betrieb von Internetaktivitäten aller 

Art, dem Verkauf und Versand von Videokassetten aller Art, dem Betrieb einer 

Agentur für Werbung und Promotion, insbesondere auf dem Gebiet der Fernseh-

sportwerbung, sowie sämtlicher Dienstleistungen, die im unmittelbaren und/oder 

mittelbaren Zusammenhang mit den vorbezeichneten Tätigkeiten stehen, befas-

sen. Die Gesellschaft ist berechtigt, auf den vorbezeichneten Geschäftsfeldern 

auch selbst tätig zu werden. 
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(2) Die Gesellschaft kann auch andere Unternehmen gründen erwerben und sich an 

ihnen beteiligen, deren Unternehmensgegenstände sich ganz oder teilweise auf 

die vorgenannten Geschäftsfelder erstrecken. Sie ist berechtigt, Unternehmen, 

an denen sie beteiligt ist, unter ihrer einheitlichen Leitung zusammenzufassen 

oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung zu beschränken. 

 

§ 3 

Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger, so-

weit nicht das Gesetz im Einzelfall etwas anderes bestimmt 

II. 

Grundkapital und Aktien 

 

§ 4 

Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 26.134.044,00. 

(2) Das Grundkapital der Gesellschaft ist eingeteilt in 26.134.044 Stückaktien. 

(3) Der Vorstand ist bis zum 15. Mai 2024 ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe von bis zu 9.953.617 

neuen, auf den Inhaber lautende nennwertlose Stammaktien (Stückaktien) gegen 

Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 

EUR 9.953.617,00 zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2019“). Die neuen Aktien 

sind grundsätzlich den Aktionären zum Bezug (auch im Wege des mittelbaren 

Bezugs gemäß § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG) anzubieten. 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das ge-

setzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

• um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 
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• um Aktien an Arbeitnehmer und/oder Mitglieder der Geschäftsführung der 

Gesellschaft und/oder ihrer unmittelbaren oder mittelbaren Tochtergesell-

schaften zu begeben; 

• bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschrei-

tet und der rechnerische Anteil der unter Ausschluss des Bezugsrechts ge-

mäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien am Grundkapital ins-

gesamt 10 Prozent des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-

mächtigung. Auf diese Begrenzung auf 10 Prozent des Grundkapitals sind 

Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden und die 

(ii) zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-

rechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden bzw. 

ausgegeben werden können oder müssen, sofern die Schuldverschreibun-

gen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender An-

wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre ausgegeben werden; 

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des (auch mittelba-

ren) Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Un-

ternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen 

auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen 

gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften;  

• soweit es erforderlich ist, um Inhabern und/oder Gläubigern von Schuldver-

schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- o-

der Optionspflichten, die von der Gesellschaft oder ihren unmittelbaren oder 

mittelbaren Tochtergesellschaften ausgegeben wurden oder noch werden, 

ein Bezugsrecht auf neue Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte 

bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zu-

stehen würde. 

Auf die Summe der nach dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ausgegebenen Aktien 

darf rechnerisch ein Anteil am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 

10 Prozent des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-

mächtigung entfallen. Auf diese Grenze werden Aktien angerechnet, die (i) wäh-
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rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in di-

rekter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-

ben oder veräußert werden und die (ii) zur Bedienung von Schuldverschreibun-

gen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 

ausgegeben werden bzw. ausgegeben werden können oder müssen, sofern die 

Schuldverschreibungen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in ent-

sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden.  

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten 

Kapital 2019 festzulegen.  

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jewei-

ligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2019 oder nach Ablauf der Ermäch-

tigungsfrist anzupassen. 

(4) (Entfallen.) 

(5) (Entfallen.) 

(6) (Entfallen.) 

(7) (Entfallen.) 

(8) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 500.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

500.000 auf den Inhaber lautende nennwertlose Stammaktien (Stückaktien) der 

Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 

500.000,00 bedingt erhöht („Bedingtes Kapital 2017/II“). 

Das Bedingte Kapital 2017/II dient ausschließlich der Erfüllung von Bezugsrech-

ten (Aktienoptionen), die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung der 

Gesellschaft vom 20. Juli 2017 gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung 

wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der Bezugsrechte, die im Rahmen 

des „SPORTTOTAL Aktienoptionsprogramms 2017“ begeben werden, von ihrem 

Recht zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen. Die neuen Ak-

tien sind erstmals für das Geschäftsjahr dividendenberechtigt, für das im Zeit-

punkt der Ausgabe von der Hauptversammlung der Gesellschaft noch kein Be-

schluss über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Um-

fang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2017/II anzupassen. 
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§ 5 

Inhaberaktien 

(1) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

(2) Die Form der Aktienurkunde bestimmt der Vorstand. Die Gesellschaft gibt Ge-

winnanteil- und Erneuerungsscheine aus. Die Gesellschaft kann einzelne Aktien 

in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen 

(Globalaktien, Globalurkunden). Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung sei-

nes Anteils ist ausgeschlossen. 

(3) Für Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine gilt Abs. (2) Satz 1 entsprechend. 

 

III. 

Vorstand 

 

§ 6 

Zusammensetzung des Vorstands 

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Der 

Aufsichtsrat bestimmt die Zahl der Vorstandsmitglieder. Es können stellvertreten-

de Vorstandsmitglieder bestellt werden.  

  

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder. Der Aufsichtsrat kann sowohl     

einen Vorsitzenden des Vorstands als auch einen stellvertretenden Vorsitzenden 

des Vorstands ernennen.  

 

§ 7 

Vertretung, Geschäftsführung 

(1) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so ist dieses einzelvertretungsbefugt. An-

dernfalls wird die Gesellschaft gemeinschaftlich durch zwei Vorstandsmitglieder 
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oder gemeinschaftlich durch ein Vorstandsmitglied und einen Prokuristen vertre-

ten.  

 

 Die Regelungen dieses Absatzes (1) gelten entsprechend für die Geschäftsfüh-

rungsbefugnis.  

  

(2) Ein oder mehrere Mitglieder des Vorstandes können vom Aufsichtsrat die Befug-

nis zur Einzelvertretung und/oder Einzelgeschäftsführung erhalten und/oder von 

den Beschränkungen des § 181 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in der 

Weise befreit werden, dass sie befugt sind, Rechtsgeschäfte zwischen der Ge-

sellschaft mit sich als Vertreter eines Dritten vorzunehmen.  

  

(3) Die Regelungen von §§ 6, 7 gelten entsprechend für Liquidatoren der Gesell-

schaft.  

 

(4) Erlass, Änderung und/oder Aufhebung einer Geschäftsordnung für den Vorstand 

der Gesellschaft mit einem Katalog der zustimmungsbedürftigen Rechtsgeschäf-

te erfolgt durch den Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

IV. 

Aufsichtsrat 

 

§ 8 

Aufsichtsrat, Amtszeit, Amtsniederlegung 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 

(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit der Beendigung derjenigen 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 

dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit be-

ginnt, wird nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

(3) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds 

als Ersatzmitglied gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des 

ausscheidenden Mitglieds. 



- 9 - 

 

 

(4) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die ordentliche Hauptversammlung, mit 

deren Beendigung die Amtszeit der von der Hauptversammlung gewählten Mit-

glieder beginnt, aus seiner Mitte auf die Dauer seiner Amtszeit einen Vorsitzen-

den und seinen Stellvertreter in einer Sitzung, zu der es einer besonderen Einla-

dung nicht bedarf. 

(5) Scheidet der Vorsitzende oder ein Stellvertreter aus, ist eine Neuwahl für den 

Rest der Amtszeit vorzunehmen. 

(6) Willenserklärungen des Aufsichtsrates werden in dessen Namen von dem Vorsit-

zenden und, wenn dieser verhindert ist, von seinem Stellvertreter abgegeben. 

(7) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst. 

(8) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt jederzeit mit einer Frist von zwei 

Wochen durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Benachrich-

tigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates niederlegen. Für das Ausscheiden 

der Aufsichtsratsmitglieder ist innerhalb einer Frist von einem Monat nach dem 

Ausscheiden ein Ersatzmitglied zu wählen. 

(9) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält für seine Tätigkeit eine jährliche Vergü-

tung von EUR 50.000,00, der Stellvertreter eine jährliche Vergütung von EUR 

40.000,00 und jedes weitere Aufsichtsratsmitglied eine jährliche Vergütung von 

EUR 30.000,00. Ausscheidende oder neu gewählte Aufsichtsratsmitglieder erhal-

ten nur den Teil der vorstehenden Vergütungen, welcher der Dauer der Zugehö-

rigkeit zum Aufsichtsrat in dem betreffenden Geschäftsjahr entspricht. 

(10) Die Gesellschaft schließt für die Mitglieder des Aufsichtsrats eine Vermögens-

schaden-Haftpflichtversicherung („D&O-Versicherung") ab. 
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V. 

Hauptversammlung 

 

§ 9 

Sitzungsort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder, sofern sich der Ver-

sammlungsort im Inland befindet, im Umkreis von 100 Kilometer Luftlinie zum 

Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse statt. 

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorge-

schriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. 

 

§ 10 

Stimmrecht 

(1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

(2) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 

sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines Nachwei-

ses ihres Aktienbesitzes nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen min-

destens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft oder ei-

ner in der Einladung bezeichneten Stelle in Textform in deutscher oder englischer 

Sprache anmelden. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

(3) Der Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den gesetzlich bestimmten Zeit-

punkt zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür 

mitgeteilten Adresse mindestens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung zu-

gehen. Ein in Textform erstellter Nachweis des Aktienbesitzes durch das depot-

führende Institut reicht aus. Der Nachweis muss in deutscher oder englischer 

Sprache verfasst sein. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an 

der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer 

den Nachweis des Aktienbesitzes erbracht hat. Der Tag des Zugangs ist nicht 

mitzurechnen. 
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§ 11 

Vorsitz und Beschlussfassung 

(1) Die Hauptversammlung ist in der gesetzlich vorgesehenen Form und mindestens 

30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf die Aktionäre ihre Teilnahme an der 

Hauptversammlung anzumelden haben unter Angabe der Tagesordnung einzu-

berufen. Der Tag der Einberufung ist nicht mitzurechnen. 

(2) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates, 

im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Wenn sowohl der Vorsitzende des 

Aufsichtsrates als auch sein Stellvertreter verhindert sind, wird der Vorsitzende 

durch die Hauptversammlung gewählt. Der Vorsitzende der Hauptversammlung 

bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände, die Art, Form und Rei-

henfolge der Abstimmungen und ist dazu ermächtigt, das Frage- und Rederecht 

des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken und Näheres dazu zu be-

stimmen. 

(3) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingend gesetzli-

che Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen und, sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehr-

heit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertre-

tenen Grundkapitals gefasst. Stimmenthaltungen gelten nicht als Stimmabgabe. 

VI. 

Satzungsänderungen, Jahresabschluss, Ergebnisverwendung 

 

§ 12 

Änderungen der Satzung 

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur deren 

Fassung betreffen. 
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§ 13  

Jahresabschluss 

(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss (Bilanz 

nebst Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang) und den Lagebericht aufzu-

stellen und dem Aufsichtsrat mit einem Vorschlag über die Verwendung des Bi-

lanzgewinns vorzulegen. 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und 

den Vorschlag über die Verwendung des Ergebnisses zu prüfen und das Ergeb-

nis der Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seine 

Berichte innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, 

dem Vorstand zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresab-

schluss, ist dieser festgestellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschlie-

ßen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlas-

sen. 

(3) Unverzüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrates hat der Vorstand die 

ordentliche Hauptversammlung einzuberufen. Der Jahresabschluss, der Lagebe-

richt, der Konzernabschluss, der Konzernlagebericht, der Bericht des Aufsichtsra-

tes sowie der Vorschlag über die Verwendung des Bilanzgewinns sind von der 

Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der Gesell-

schaft zur Einsicht der Aktionäre auszulegen. 

 

§ 14 

Rücklagen 

(1) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie einen 

Betrag bis zur Höhe der Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrück-

lagen einstellen. Sie sind darüber hinaus ermächtigt, weitere Beträge bis zu ¼ 

(ein Viertel) des Jahresüberschusses in die anderen Gewinnrücklagen einzustel-

len, solange die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht 

übersteigen oder soweit sie nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals 

nicht übersteigen würden. 

(2) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so ist ¼ (ein Viertel) des 

Jahresüberschusses in die anderen Gewinnrücklagen einzustellen. 
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(3) Bei der Rechnung des gemäß Abs. (1) Satz 2 in andere Gewinnrücklagen einzu-

stellenden Teils des Jahresabschlusses sind Vorwegzuweisungen zur Kapital-

rücklage und Verlustvorträge abzuziehen. 

§ 15 

Gewinnverwendung 

(1) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem fest-

gestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann auch weitere 

Beträge in die Gewinnrücklage einstellen oder als Gewinn vortragen. 

(2) In einem Kapitalerhöhungsbeschluss kann die Gewinnverteilung neuer Aktien 

abweichend von § 60 Abs. 2 Satz 1 AktG festgesetzt werden. 

(3) Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann vom Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrates im Rahmen des § 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Aktionäre 

ausgeschüttet werden. 

 

VII. 

Schlussbestimmungen 

 

§ 16 

Kosten 

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung infolge des Formwechsels gemäß § 190 ff. 

UmwG, 238 ff. UmwG verbundenen Kosten und Gebühren bis zum Betrage von DM 

100.000,--. 

 

 

 

 


